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SPDwill Koalitionmit
CDU und FDP fortsetzen
Gespräche in Bremerhaven sollen am Freitag starten

Bremen. In Bremerhaven will die SPD ihre
Koalition mit CDU und FDP fortsetzen. Der
SPD-Unterbezirksvorstandhat sich einstim-
mig für die Aufnahme von Koalitionsver-
handlungenausgesprochen.WieBremerha-
vens SPD-Chef Martin Günthner mitteilte,
sollendieGesprächeandiesemFreitag star-
tenundEnde Juni abgeschlossen sein.Damit
sind die Sondierungen mit den Grünen ge-
scheitert.
Die rot-schwarz-gelbeKoalitionkommt in

der neu gewählten Stadtverordnetenver-
sammlungauf eineMehrheit von zwei Stim-
men. Das Stadtparlament hat 48 Sitze, die
Koalitionsparteien verfügen über 26 Sitze.
Eine Koalition von SPD, CDU und Grünen
wäre auf 29Stimmengekommen. InBremer-
haven ist die Koalition von SPD, CDU und
FDP seit 2019 amRuder. Oberbürgermeister
MelfGrantz (SPD)wurde im Juli 2022 vonder
Stadtverordnetenversammlung für weitere
sechs Jahre im Amt bestätigt.
Günthner verweist darauf, dass sich die

drei bisherigenKoalitionspartner ausder ge-
meinsamenArbeit gut kennen. Schonbei nur
einer Stimme Mehrheit sei die Koalition in
denvergangenenvier Jahren „sehr stabil“ ge-
wesen. Eine Zusammenarbeit mit den Grü-
nen hätten sich CDU und SPD auch vorstel-
len können, sagt der SPD-Chef. Die Gesprä-
che seien „gutund freundlich“ gewesen. „Am

Ende ist dannunsereEntscheidungweniger
eine gegendieGrünen, sondernmehr für die
FDP gewesen.“
Laut Günthner gibt es unter den Koali-

tionsparteien auch ein „gemeinsames Prob-
lembewusstsein, dass sich einige Dinge än-
dern müssen“. Als Beispiel nennt er die Ge-
schwindigkeit bei anstehenden Entschei-
dungen.GroßeThemender kommendenLe-
gislaturperiode seien die Schaffung von
Arbeitsplätzen, die Gewinnung weiterer
Lehrkräfte, derKlimaschutzundAntworten
zu finden auf soziale Probleme in manchen
Quartieren.
Die Grünen bedauern den Schritt der

SPD. „Es wird in Bremerhaven so weiterge-
henwie bisher. Und das wird nicht reichen“,
sagtWiebke Stuhrberg, Sprecherin der Bre-
merhavener Grünen. Beim Klimaschutz
unternehme die Koalition zu wenig. Unter-
dessen kündigt ihr Kollege Christian Neu-
häuser eine sachliche und kritische Beglei-
tung der Arbeit der Regierungskoalition an.
Die Stadt stehe vor großen Aufgaben: Der
KampfgegendieArmutmüssedeutlich ver-
stärkt werden, an den Schulen falle zu viel
Unterricht aus. Sorgen bereitet ihm der
Rechtsruck der Stadtverordnetenversamm-
lung, ein Viertel der Abgeordneten sei rech-
ten Parteien zuzuordnen. Die auf 40,3 Pro-
zent gesunkeneWahlbeteiligung zeige, dass
die Kommunalpolitik in Bremerhaven wie-
dernäher andieBürgerheranrückenmüsse.

von Frank HetHey

Bremerhaven. Rüdiger Montag hat seine
Frau mitgebracht. Sie hat vor zweieinhalb
Wochenbei derBürgerschaftswahl zumers-
ten Mal die Bürger in Wut gewählt. Als sie
wenig später mit einer Freundin aus dem
Saarlandüberdas guteAbschneidenderPar-
tei gesprochen habe, erzählt sie, habe die
Freundin als Erstes gefragt: „Die Bürger in
Wut? Das sind doch die, die rechts sind,
oder?“ Verzerrt finden die Montags diese
Wahrnehmung, unfair. „Meine Frau und ich
sind doch nicht rechts, nur weil wir die Bür-
ger inWut wählen“, sagt Montag empört.
Die Montags sind an diesem Dienstag-

abend zwei von rund 60 Menschen, die auf
EinladungderBürger inWut zumerstenBür-
gerdialog indieGastronomieHaus amBlink
gekommensind.Bürgerdialog, sonennendie
Bürger inWut einneuesFormat, das künftig
alle drei Monate stattfinden soll. „Wir wol-
lenwissen,wo Ihnender Schuhdrückt“,wird
Jan Timke, Kopf der Partei, nachher zur Be-
grüßung sagen.
Die Plätze an den eingedeckten Tischen

füllen sich rasch. Es gibt Getränke – Cola,
Wasser, Sprite. Zettel und Stifte liegen be-
reit, um Fragen und Anregungen zu notie-
ren. EineBroschüremit demWahlprogramm

der BiW ist ausgelegt, dazu auf Din-A4 ein
Papier, das mit „Schluss mit dem Gender-
wahnsinn“überschrieben ist. Auf einemAuf-
steller steht „KlareKante zeigen!Wir fürBre-
merhaven“.
Die SPDhat dieWahl imLandBremenge-

wonnen, doch die mit Abstand größten Zu-
wächsehabendieBürger inWut erzielt. Fast
jeder zehnte Wähler im Land hat ihnen die
Stimme gegeben, in Bremerhaven kam die
Partei um ihren Spitzenkandidaten Jan
Timke auf 22,7 Prozent. Dasmachte sie dort
noch vor der CDUzur zweitstärksten Partei.
Was sind das für Leute, die die BiWwählen?
Beim ersten Bürgerdialog sind die aller-

meisten Teilnehmer zwischen 50 und 80
Jahre alt, einDrittel davonFrauen, vieleEhe-
paare. Rüdiger Montag, 71, ist im Stadtteil
Lehegroßgeworden, als esnocheine „bevor-
zugteWohngegend“war,wie er sagt, „heute
ist die Kriminalität zu groß“, beängstigend
sei es inzwischen, in Bremerhaven durch
viele Straßen zu gehen.
Dutzende Themen kommen an diesem

Abendzur Sprache. Es gehtumVerkehrspoli-
tik, marode Radwege, kaputte Straßen, E-
Roller auf Gehwegen, Staus, die schlechte
Bahnanbindung Bremerhavens. Es geht um
Bildungspolitik: Schulstunden, die ausfallen,
und Lehrer, die fehlen. Und um die Innen-
stadt: um Leerstand, Dreck, Kriminalität,

Drogen- und Alkoholabhängige.
In vielen Redebeiträgen taucht das Wort

„früher“ auf,mehr als einmal beginnenRed-
ner ihre Ausführungenmit „Ich habe nichts
gegen Ausländer, aber…“ Dass sich unmit-
telbar vor und nach der Wahl herausstellte,
dass zweiKandidatenderBürger inWutKon-
takte in die rechtsextreme Szene pflegten,
kommt nicht zur Sprache. Rüdiger Montag,
der die BiW schon länger wählt, sagt dazu:
„Beide sind sofort entfernt worden. Das ist
ein Zeichen dafür, dass die Partei nichtsmit
den Rechten zu tun habenwill. Wenn in der
BiW Verhältnisse wie in der AfD herrschen
würden, würde ich sie nicht mehr wählen.“
Jan Timke moderiert den Abend. Er darf

viele Glückwünsche entgegennehmen. Vor
ihrem eigentlichen Beitrag sagen mehrere
Redner erst: Gratulation zum Wahlerfolg!
Timke, 52 und bis 2008 bei der Bundespoli-
zei, hat in Bremerhaven die mit Abstand
meistenStimmenbekommen, 14.167.Das ist
mehr als die örtlichen Spitzenkandidaten

vonSPD,CDU, FDP, denGrünenunddenLin-
ken zusammen. Den ersten Lacher an die-
semAbenderntet Timke, als ermitBlick auf
die vollbesetzten Tische sagt: „Hier ist ja
mehr los als beimanchen FDP-Parteitagen.“
AuchgegenSPD,GrüneundLinke stichelt

er später bei passenderGelegenheit.DieBe-
sucher quittieren es mit zustimmendem
Kopfnicken, manchmal klatschen sie auch.
TimkesBotschaft:Wir sind für dieBürger da,
wir hören euch zu.Mehr als einmal bittet er
um Name und Telefonnummer, wenn je-
mandeinAnliegenvorbringt, „damitwir Sie
zurückrufen können, wenn wir uns geküm-
mert haben“. Er fühle sich bei den Bürgern
in Wut gut aufgehoben, sagt Rüdiger Mon-
tag.
Viele sagenandiesemAbend, dass sie frü-

her SPDoderCDUgewählt hätten, aber jetzt
nichtmehr.Die SPDsei keineArbeiterpartei
mehr, dieCDUstehenichtmehr für dieWerte
vonvor 20 Jahren.Undüberhaupt:Mandürfe
in diesem Land nicht mehr seine Meinung

sagen, sagt irgendwann ein älterer Herr.
Timke nimmt den Beitrag dankbar auf: „Sie
haben vollkommen recht. Wir haben in
Deutschland eine Verschiebung des Mei-
nungsklimas. Aber wenn Probleme nicht
mehr offen angesprochen, sondern ver-
schwiegenwerden, ist dasGift für dieDemo-
kratie.WirmüssenunbequemeWahrheiten
aussprechen dürfen, ohne gleich als rechts-
radikal zu gelten. Ganz krass ist es bei den
Grünen: In deren Augen hat man nicht eine
andereMeinung, sonderngleichdie falsche.“
An dieser Stelle, die Veranstaltung läuft

schon fast eineinhalb Stunden, schaltet sich
zum ersten Mal einer von drei ganz jungen
Männern imSaal indieDiskussion ein.Mat-
tis Teschner stellt sich als Schüler der Carl-
von-Ossietzky-Oberschule vor. „IchbinErst-
wähler“, sagt er, „und ich habe Ihre Plakate
gesehenund Ihr Programmgelesen. ImPoli-
tikunterricht haben wir das Thema Rechts-
populismus durchgenommen. Rechtspopu-
listen vereinfachen und spielen mit den

Ängsten der Bürger, und genau das tun Sie.
Haben Sie wirklich das Gefühl, in Deutsch-
landnichtmehr IhreMeinung sagen zudür-
fen? Echt jetzt?“
„Ja, habe ich“, sagt der ältere Herr. Und

Timke hakt nach: „Haben Sie im Unterricht
denn auch Linkspopulismus durchgenom-
men? Nein?“ Und dann erzählt Timke von
einer Klage, die die Bürger in Wut gerade
gegen den Magistrat und den Senat einge-
reicht hätten, weil die Bürger in Wut im
Wahlkampfanmindestens zwei Schulenvon
Podiumsdiskussionen ausgeschlossen wor-
den seien.
Beim Bürgerdialog wird noch länger dis-

kutiert, in kleinen Gruppen sogar bis weit
nach Ende der offiziellen Runde. „Mich hat
diese Veranstaltung nicht überzeugt“, sagt
Mattis Teschner, „ichhabekeineLösungsan-
sätze gehört. Ichhatte eher dasGefühl, dass
es bei vielenhier eineArtRealitätsverweige-
runggibt.“ JanTimke sagt, dass er dieVeran-
staltung als „vollen Erfolg“ werte.

„Meine Frau und ich sind doch nicht rechts“
Wie dieWähler der Bürger inWut sich selbst und ihre Partei sehen

Das Thema „Innere Sicherheit“ spielt bei den Bürgern in Wut eine zentrale Rolle. „Wir müssen unbequeme Wahrheiten aussprechen dürfen, ohne gleich als rechtsradikal zu gelten“, sagt Par-
teigründer Jan Timke. FOTO: CHRISTIAN KOSAK
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„Rechtspopulisten
vereinfachen und spielen mit
den Ängsten der Bürger, und

genau das tun Sie.“
Mattis Teschner, Schüler

Familienanzeigen

Jeder Tag ist der Anfang
des Lebens.
Jedes Leben der Anfang
der Ewigkeit.

Rainer Maria Rilke


